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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Daniela URBAN, LL.M. als Einzelrichterin tber die
Beschwerde des XXXX , geb XXXX , StA. Syrien, gegen Spruchpunkt I. des Bescheides des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl vom 02.10.2020, ZI. 1264717309-200420479, zu Recht:

A)

Der Beschwerde wird gemaR 8 28 Abs. 2 VWGVG stattgegeben und XXXX gemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 der Status eines
Asylberechtigten zuerkannt.

Gemal? § 3 Abs. 5 AsylG 2005 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft zukommt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
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Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:
Der Beschwerdefuhrer stellte am 21.05.2020 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz.

Am 22.05.2020 fand vor einem Organ des Offentlichen Sicherheitsdienstes die niederschriftliche Erstbefragung des
Beschwerdefihrers statt. Dabei gab er an, Syrien im XXXX illegal Uber die Grenze zur Tlrkei verlassen zu haben.
Befragt, warum er seinen Herkunftsstaat verlassen habe, gab der Beschwerdefiihrer an, dass derzeit Burgerkrieg

herrsche und er befiirchte zum Militar eingezogen zu werden.

Am 04.08.2020 wurde der Beschwerdefiihrer vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl im Beisein eines
Dolmetschers fur die arabische Sprache niederschriftlich einvernommen. Dabei erklarte er zunachst, dass seine bisher
getatigten niederschriftlichen Angaben der Wahrheit entsprechen wirden. Der Beschwerdefuhrer legte im Zuge der
Einvernahme unter anderem eine Kopie seines Militarbuchs vor. Er stamme aus einem Vorort der Stadt XXXX im
Gouvernement Aleppo, sei sunnitischen Glaubens, verheiratet und gesund. In Syrien wirden noch seine Eltern und
sechs Geschwister leben. Seine Ehefrau, drei Tochter und ein Sohn wuirden sich in der Turkei aufhalten. Mehrere
Verwandte des Beschwerdefihrers wiirden sich in Osterreich aufhalten. In Syrien sei der Beschwerdefiihrer neun Jahre
lang zur Schule gegangen. Danach habe er als Gelegenheitsarbeiter auf Baustellen gearbeitet. Den Militardienst habe
er in Syrien nicht abgeleistet, er wolle auch nicht gegen andere Leute kdmpfen. Zu seinen Fluchtgrinden befragt, gab
der Beschwerdeflhrer an, im Oktober des Jahres 2019 seien sowohl die syrische Armee, als auch kurdische und
tdrkische Truppen in seinen Wohnort gekommen. Alle Manner des Ortes sollten verhaftet und zum Militardienst
eingezogen werden. Seine Brider hatten ihren Militérdienst bereist absolviert. Auch habe der Beschwerdefuhrer im
November des Jahres 2019 einen Einberufungsbefehl erhalten. Dieser sei von der Militarbehérde in Aleppo ausgestellt
worden. Der Beschwerdefuhrer habe Syrien aus Angst, den Militardienst leisten zu mussen, gemeinsam mit Ehefrau
und Kindern illegal Gber die Grenze zur Turkei verlassen. Im Fall der Ruckkehr nach Syrien befiirchte er verhaftet und
getotet zu werden.

Mit dem oben im Spruch angeflhrten Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 02.10.2020,
zugestellt am 07.10.2020, wurde der Antrag des Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz bezlglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemdal? 8 3 Abs. 1 iVm§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen
(Spruchpunkt ), gemdR§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 wurde dem Beschwerdefiihrer der Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt 1) und ihm gemadR§& 8 Abs. 4 AsylG 2005 eine befristete
Aufenthaltsberechtigung fur ein Jahr erteilt (Spruchpunkt I11.).

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl traf herkunftsstaatsbezogene Feststellungen zur allgemeinen Lage in
Syrien und begrindete im angefochtenen Bescheid die abweisende Entscheidung im Wesentlichen damit, dass der
Beschwerdefiihrer zwar keinen Militardienst in der syrischen Armee geleistet habe, jedoch nicht festgestellt werden
habe koénnen, dass er einen Einberufungsbefehl erhalten habe. Der Beschwerdeflhrer habe es unterlassen, dem
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl eine Kopie des in der Einvernahme erwdhnten Einberufungsbefehls
vorzulegen. Es stehe daher nicht fest, dass der Beschwerdefuhrer zur syrischen Armee einrticken hatte missen. Eine
unterstellte oppositionelle politische Gesinnung durch die syrische Regierung habe auch nicht festgestellt werden
kdénnen. Es sei davon auszugehen, dass die Grinde fur die Ausreise des Beschwerdeflihrers wirtschaftlicher bzw.
familidrer Natur seien.

Mit Verfahrensanordnung gemal3 § 63 Abs. 2 AVG vom 05.10.2020 wurde dem Beschwerdefihrer gemaR§ 52 Abs. 1
BFA-VG die ARGE Rechtsberatung - Diakonie und Volkshilfe als Rechtsberater flir das Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht zur Seite gestellt.

Gegen Spruchpunkt I. des oben genannten Bescheides wurde fristgerecht Beschwerde erhoben, welche am 29.10.2020
beim Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl einlangte. In dieser wurde im Wesentlichen ausgefihrt, dass sich der
Wohnort des Beschwerdefiihrers in Syrien derzeit unter der Kontrolle der freien syrischen Armee (FSA) bzw. kurdischer
Milizen befinde. Der Beschwerdeflihrer habe Syrien nach Erhalt eines Einberufungsbefehls zur syrischen Armee im


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/63
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/52

November des Jahres 2019 gemeinsam mit Ehefrau und Kindern verlassen. Im Falle einer Rickkehr nach Syrien
beflrchte der BeschwerdefUhrer zum Militardienst in der syrischen Armee herangezogen bzw. von einer
oppositionellen Gruppierung zwangsrekrutiert zu werden. Auch drohe ihm eine Verfolgung durch die syrische
Regierung aufgrund seiner illegalen Ausreise.

Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden vom Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl vorgelegt und sind am 02.11.2020 beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat Uber die zuldssige Beschwerde erwogen:
1. Feststellungen:
1.1. Zur Person und zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefuhrers:

Der Beschwerdefuhrer ist Staatsangehdriger von Syrien und Angehdriger der Volksgruppe der Araber. Er bekennt sich
zum muslimischen Glauben.

Der Beschwerdeflihrer stammt aus einem Vorort der Stadt XXXX im Gouvernement Aleppo. Der Beschwerdefihrer ist
verheiratet. Seine Ehefrau und vier Kinder befinden sich in der Turkei. In Syrien leben die Eltern und mehrere
Geschwister des Beschwerdefihrers.

Der Beschwerdefuhrer hat Syrien im XXXX illegal von XXXX im Gouvernement Aleppo aus in Richtung Turkei verlassen,
ist anschlieRend illegal nach Osterreich eingereist, wo er am 21.05.2020 einen Antrag auf internationalen Schutz
stellte.

Festgestellt wird, dass in Syrien ein verpflichtender Wehrdienst fir mannliche Staatsburger ab dem Alter von 18 Jahren
besteht. Weiters werden aufgrund von Schwierigkeiten bei der Aushebung neuer Rekruten auch Reservisten
(neuerlich) zum Militardienst eingezogen und es kommt zurzeit sogar zur Aufhebung von Militédrdienstaufschiuben.
SchlieBlich kommt es bei der Vollziehung des Wehrgesetzes zu einem bestimmten Mal an Willkar.

Der Beschwerdefiihrer befindet sich aktuell im wehrfahigen Alter und hat den Wehrdienst noch nicht abgeleistet.

Dem Beschwerdefiihrer droht in Syrien bei einer nunmehrigen Ruckkehr daher die reale Gefahr, als Mann im
wehrfahigen Alter zum Militdrdienst bei der syrischen Armee eingezogen zu werden. Die Regierung betrachtet
Wehrdienstverweigerung nicht nur als eine strafrechtlich zu verfolgende Handlung, sondern auch als Ausdruck von
politischem Dissens und mangelnder Bereitschaft, das Vaterland gegen ,terroristische” Bedrohungen zu schitzen.

Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich strafgerichtlich unbescholten.
1.2. Zur maligeblichen Situation in Syrien:
+Wehr- und Reservedienst und Rekrutierungen

FUr mannliche syrische Staatsburger ist im Alter zwischen 18 bis 42 Jahren die Ableistung eines Wehrdienstes von 18
oder 21 Monaten gesetzlich verpflichtend. Zusatzlich gibt es die Mdglichkeit eines freiwilligen Militardienstes. Frauen
kénnen ebenfalls freiwillig Militardienst leisten (CIA 3.4.2019; vgl. AA 13.11.2018, FIS 14.12.2018). Palastinensische
Fluchtlinge mit dauerhaftem Aufenthalt in Syrien unterliegen ebenfalls der Wehrpflicht, dienen jedoch in der Regel in
der Palestinian Liberation Army (PLA) unter palastinensischen Offizieren. Diese ist jedoch de facto ein Teil der syrischen
Armee (AA 13.11.2018; vgl. FIS 14.12.2018). Auch Binnenvertriebene sind wie andere Syrer zur Ableistung des
Wehrdienstes verpflichtet und werden rekrutiert (FIS 14.12.2018).

GemalR Artikel 15 des Gesetzesdekrets Nr. 30 von 2007 bleibt ein syrischer Mann nach Beendigung des
Pflichtwehrdienstes, wenn er sich gegen einen Eintritt in den Militdrdienst als Berufssoldat entscheidet, Reservist und
kann bis zum Erreichen des 42. Lebensjahres in den aktiven Dienst einberufen werden. Vor dem Ausbruch des
Konflikts bestand der Reservedienst im Allgemeinen nur aus mehreren Wochen oder Monaten Ausbildung zur
Auffrischung der Fahigkeiten, und die Regierung berief Reservisten nur selten ein. Seit 2011 hat sich das jedoch
gedndert. Es liegen auRBerdem einzelne Berichte vor, denen zufolge die Altersgrenze fliir den Reservedienst erhoht
wird, wenn die betreffende Person besondere Qualifikationen hat (das gilt z.B. fiir Arzte, Panzerfahrer,
Luftwaffenpersonal, Artilleriespezialisten und Ingenieure fir Kampfausristung). Manche Personen werden wieder zum
aktiven Dienst einberufen, andere wiederum nicht, was von vielen verschiedenen Faktoren abhangt. Es ist sehr



schwierig zu sagen, ob jemand tatsachlich zum Reservedienst einberufen wird. Manner kénnen ihren Dienst-
/Reservedienststatus bei der Militdrbehorde Uberprufen. Die meisten tun dies jedoch nur auf informellem Weg, um zu
vermeiden, sofort rekrutiert zu werden (BFA 8.2017).

Laut Gesetz sind in Syrien junge Manner im Alter von 17 Jahren dazu aufgerufen, sich ihr Militdrbuch abzuholen und
sich einer medizinischen Untersuchung zu unterziehen. Im Alter von 18 Jahren wird man einberufen, um den
Wehrdienst abzuleisten. Wenn bei der medizinischen Untersuchung ein gesundheitliches Problem festgestellt wird,
wird man entweder vom Wehrdienst befreit, oder muss diesen durch Tatigkeiten, die nicht mit einer Teilnahme an
einer Kampfausbildung bzw. -einsdtzen verbunden sind, ableisten. Wenn eine Person physisch tauglich ist, wird sie
entsprechend ihrer schulischen bzw. beruflichen Ausbildung eingesetzt. Rekruten mussen eine 45-tagige militarische
Grundausbildung absolvieren. Manner mit niedrigem Bildungsstand werden haufig in der Infanterie eingesetzt,
wdhrend Manner mit einer héheren Bildung oft in prestigetrachtigeren Positionen eingesetzt werden. Gebildetere
Personen kommen damit auch mit hoherer Wahrscheinlichkeit in Positionen, in denen sie Uber andere Personen
Bericht erstatten oder diese bestrafen missen (BFA 8.2017).

Die syrische Armee hat durch Verluste, Desertion und Uberlaufen zu den Rebellen einen schweren Mangel an Soldaten
zu verzeichnen (TIMEP 6.12.2018).

Aktuell ist ein ,Herausfiltern” von Militérdienstpflichtigen im Rahmen von StraBenkontrollen oder an einem der
zahlreichen Checkpoints weit verbreitet. In der Praxis wurde die Altersgrenze erhéht und auch Manner in ihren spaten
40ern und frihen 50ern sind gezwungen Wehr-/Reservedienst zu leisten. Die Altersgrenze hangt laut Experten eher
von lokalen Entwicklungen und den Mobilisierungsbemihungen der Regierung ab, als vom allgemeinen Gesetz. Dem
Experten zufolge wirden jedoch jlingere Méanner genauer Uberwacht, altere kdnnten leichter der Rekrutierung
entgehen. Generell hat sich das Maf3 der Willklr in Syrien im Zuge des Konfliktes erhéht (FIS 14.12.2018). Die Behérden
ziehen vornehmlich Ménner bis 27 ein, wihrend Altere sich eher auf Ausnahmen berufen kénnen. Dennoch wurden
die Altersgrenzen fallweise nach oben angehoben, sodass auch Manner bis zu einem Alter von 55 Jahren eingezogen
wurden, bzw. Manner nach Erreichen des 42. Lebensjahres die Armee nicht verlassen kénnen. Ebenso wurden seit
Ausbruch des Konflikts aktive Soldaten auch nach Erfiillung der Wehrpflicht nicht aus dem Wehrdienst entlassen (OB
7.2019).

Die Militarpolizei verhaftet in Gebieten unter der Kontrolle der Regierung junge Manner, die fir den Wehrdienst
gesucht werden. Nachdem die meisten fixen Sicherheitsbarrieren innerhalb der Stadte aufgeldst wurden, patrouilliert
nun die Militarpolizei durch die Stral3en. Diese Patrouillen stoppen junge Menschen in 6ffentlichen Verkehrsmitteln
und durchsuchen Wohnungen von gesuchten Personen (SHRC 24.1.2019). Es gab in der Vergangenheit Falle, in denen
Familienmitglieder von Wehrdienstverweigerern oder Deserteuren VergeltungsmalRnahmen wie Unterdrucksetzung
und Inhaftierung ausgesetzt waren (TIMEP 6.12.2018).

Im November 2017 beschloss das syrische Parlament eine Gesetzesnovelle der Artikel 74 und 97 des
Militardienstgesetzes. Die Novelle besagt, dass jene, die das HoOchstalter fur die Ableistung des Militdrdienstes
Uberschritten haben und den Militdrdienst nicht abgeleistet haben, aber auch nicht aus etwaigen gesetzlich
vorgesehenen Griinden vom Wehrdienst befreit sind, eine Kompensationszahlung von 8.000 USD oder dem Aquivalent
in SYP leisten mussen. Diese Zahlung muss innerhalb von drei Monaten nach Erreichen des Alterslimits geleistet
werden. Wenn diese Zahlung nicht geleistet wird, ist die Folge eine einjahrige Haftstrafe und die Zahlung von 200 USD
fir jedes Jahr, um welches sich die Zahlung verzégert, wobei der Betrag 2000 USD oder das Aquivalent in SYP nicht
Ubersteigen soll. Jedes begonnene Jahr der Verzdgerung wird als ganzes Jahr gerechnet. AuRerdem kann basierend auf
einem Beschluss des Finanzministers das bewegliche und unbewegliche Vermdgen der Person, die sich weigert den
Betrag zu bezahlen, konfisziert werden (SANA 8.11.2017; vgl. SLJ 10.11.2017, PAR 15.11.2017).

[...]
Befreiung und Aufschub

Der einzige Sohn einer Familie, Studenten oder Regierungsangestellte kdnnen vom Wehrdienst befreit werden oder
diesen aufschieben. Auch medizinische Grinde kénnen Befreiung oder Aufschub bedingen. Diese Ausnahmen sind
theoretisch immer noch als solche definiert, in der Praxis gibt es jedoch mittlerweile mehr Beschrankungen und es ist
unklar, wie die entsprechenden Gesetze derzeit umgesetzt werden (FIS 14.12.2018). Es scheint, dass es schwieriger
wird, einen Aufschub zu erlangen, je langer der Konflikt andauert (BFA 8.2017; vgl. FIS 14.12.2018). Das Risiko der



Willkurr ist immer gegeben (BFA 8.2017; vgl. DRC/DIS 8.2017).

Seit einer Anderung des Gesetzes Uber den verpflichtenden Wehrdienst im Juli 2019 ist die Aufschiebung des
Militardienstes jedenfalls nur bis zum Alter von 37 Jahren mdglich, zudem kann die Aufschiebung durch Befehl des
Oberbefehlshabers beendet werden (OB 7.2019).

Unbestatigte Berichte legen nahe, dass der Geheimdienst innerhalb kurzer Zeit Uber den Wegfall von
Aufschubgrinden informiert ist, und diese auch digital Uberpruft werden. Zuvor mussten Studenten den Status ihres
Studiums selbst dem Militdr melden, mittlerweile wird der Status der Studenten jedoch aktiv Uberpruft. Generell
werden Universitdten nun strenger Uberwacht und von diesen wird nun verlangt, dass sie das Militar Gber die
Anwesenheit bzw. Abwesenheiten der Studenten informieren (BFA 8.2017). Einem Bericht zufolge gibt es nun in Bezug
auf ein Studium als Befreiungsgrund auch Altersgrenzen fur den Abschluss des Studiums. Ein weiterer Bericht gibt an,

dass gelegentlich Studenten trotz einer Befreiung bei Checkpoints rekrutiert wurden (FIS 14.12.2018).

Syrische Manner mit Wohnsitz und Aufenthaltserlaubnis im Ausland kénnen sich gegen Zahlung eines
+Wehrersatzgeldes” vom Wehrdienst befreien lassen. Laut Wehrpflichtgesetz Art. 46 von 2012 betragt diese Zahlung je
nach Wohnort zwischen 4.000 und 5.000 USD. Gemdl Gesetz Nr. 33 vom August 2014 muissen bei einem
Auslandsaufenthalt von Uber vier Jahren 8.000 USD bezahlt werden. Fur im Ausland geborene und weiterhin
wohnhafte Syrer im wehrpflichtigen Alter betragt diese Zahlung 2.500 USD. Es ist jedoch nicht bekannt, ob dies auch
far syrische Manner gilt, die seit Beginn des Buirgerkriegs ins Ausland gefllchtet sind (AA 13.11.2018).

Es gibt Beispiele, wo Manner sich durch die Bezahlung von Bestechungsgeldern vom Wehrdienst freigekauft haben,
was jedoch keineswegs als einheitliche Praxis betrachtet werden kann. So war es vor dem Konflikt gdngige Praxis sich
vom Wehrdienst freizukaufen, was einen aber nicht davor schutzt, im Zuge des aktuellen Konfliktes - manchmal sogar

Jahre danach - trotzdem eingezogen zu werden (BFA 8.2017).

Christliche und muslimische religiése Fuhrer kénnen weiterhin aus Gewissensgrinden vom Militardienst befreit
werden, wobei muslimische Fuhrer dafur eine Abgabe bezahlen mussen (USDOS 21.6.2019). Es gibt Berichte, dass in
einigen landlichen Gebieten Mitgliedern der religiésen Minderheiten die Mdglichkeit geboten wurde, sich lokalen
regierungsnahen Milizen anzuschlieBen anstatt ihren Wehrdienst abzuleisten. In den Stadten gab es diese Moglichkeit
im Allgemeinen jedoch nicht und die Mitglieder der Minderheiten wurden unabhéngig von ihrem religidsen
Hintergrund zum Militérdienst eingezogen (FIS 14.12.2018).

Von Staatsangestellten wird erwartet, dass sie dem Staat zur Verflgung stehen. Laut Legislativdekret Nr. 33 von 2014
wird das Dienstverhdltnis von Staatsangestellten beendet, wenn sie sich der Einberufung zum Wehr- oder
Reservedienst entziehen (BFA 8.2017). Hierzu gab es Ende 2016 ein Dekret, welches jedoch nicht umfassend
durchgesetzt wurde. Im November 2017 gab es eine erneute Direktive des Premierministers, der bereits eine nicht
bekannte Anzahl von Entlassungen folgte (SD 7.12.2017).

[...]
Wehrdienstverweigerung / Desertion

Im Verlauf des syrischen Burgerkrieges verlor die syrische Armee viele Manner aufgrund von Wehrdienstverweigerung,
Desertion, Uberlaufen und zahlreichen Todesfallen (TIMEP 6.12.2018).

Wehrdienstverweigerer werden laut Gesetz in Friedenszeiten mit ein bis sechs Monaten Haft bestraft, die Wehrpflicht
besteht dabei weiterhin fort. In Kriegszeiten wird Wehrdienstverweigerung laut Gesetz, je nach den Umstanden, mit
Geféngnisstrafen von bis zu fanf Jahren bestraft (AA 13.11.2018). Bezlglich der Konsequenzen einer
Wehrdienstverweigerung gehen die Meinungen der Quellen auseinander. Wahrend manche die Ergreifung eines
Wehrdienstverweigerers mit Foltergarantie und Todesurteil gleichsetzen, sagen andere, dass Betroffene sofort
eingezogen wurden. Die Konsequenzen hangen offenbar vom Einzelfall ab (Landinfo 3.1.2018).

Berichten zufolge betrachtet die Regierung Wehrdienstverweigerung nicht nur als eine strafrechtlich zu verfolgende
Handlung, sondern auch als Ausdruck von politischem Dissens und mangelnder Bereitschaft, das Vaterland gegen
Jterroristische” Bedrohungen zu schitzen (BFA 8.2017).



Zwischen der letzten Halfte des Jahres 2011 bis zum Beginn des Jahres 2013 desertierten zehntausende Soldaten und
Offiziere, flohen oder schlossen sich bewaffneten aufstandischen Einheiten an. Seit der zweiten Halfte des Jahres 2013
sind jedoch nur wenige Falle von Desertion bekannt (Landinfo 3.1.2018).

Desertion wird gemaR dem Militarstrafgesetz von 1950 in Friedenszeiten mit ein bis funf Jahren Haft bestraft und kann
in Kriegszeiten bis zu doppelt so lange Haftstrafen nach sich ziehen. Deserteure, die zusatzlich auBBer Landes geflohen
sind (sogenannte ,externe Desertion”), unterliegen Artikel 101 des Militérstrafgesetzbuchs, der eine Strafe von funf bis
zehn Jahren Haft in Friedenszeiten und 15 Jahre Haft in Kriegszeiten vorschreibt. Desertion im Angesicht des Feindes ist

mit lebenslanger Haftstrafe zu bestrafen. In schwerwiegenden Fallen wird die Todesstrafe verhangt (BFA 8.2017).

Deserteure werden harter bestraft als Wehrdienstverweigerer. Deserteure riskieren, inhaftiert, gefoltert und getétet zu
werden. Repressalien gegenuUber Familienmitgliedern koénnen insbesondere bei Familien von ,high profile”-
Deserteuren der Fall sein, also z.B. Deserteure, die Soldaten oder Offiziere getdtet haben oder sich der bewaffneten

Opposition angeschlossen haben (Landinfo 3.1.2018).

Seit Ausbruch des Syrienkonflikts werden syrische Armeeangehdrige erschossen, gefoltert, geschlagen und inhaftiert,
wenn sie Befehle nicht befolgen (AA 13.11.2018).

In Gebieten, welche durch sogenannte Verséhnungsabkommen wieder unter die Kontrolle der syrischen Regierung
gebracht wurden, werden haufig Vereinbarungen bezuglich des Wehrdienstes getroffen. Manche Vereinbarungen
besagen, dass Manner nicht an die Front geschickt, sondern stattdessen bei der Polizei eingesetzt werden (BFA 8.2017).
Berichten zufolge wurden solche Zusagen von der Regierung aber bisweilen auch gebrochen (AA 13.11.2018; vgl. FIS
14.12.2018). Auch in den ,verséhnten Gebieten” sind Manner im entsprechenden Alter also mit der Wehrpflicht oder
mit der Rekrutierung durch regimetreue bewaffnete Gruppen konfrontiert. In manchen dieser Gebiete drohte die
Regierung auch, dass die Bevdlkerung keinen Zugang zu humanitarer Hilfe erhalt, wenn diese nicht die
Regierungseinheiten unterstutzt (FIS 14.12.2018).

[...]
Riickkehr
Im Juli 2018 zahlte die syrische Bevoélkerung geschatzte 19,5 Millionen Menschen (CIA 3.4.2019).

Die Zahl der Binnenvertriebenen belief sich im September 2018 auf insgesamt 6,2 Millionen Menschen (UNHCR
30.9.2018). 2018 sind insgesamt etwa 1,2 bis 1,4 Millionen IDPs in Syrien zurickgekehrt (UNHCR 18.3.2019).

Mit Marz 2019 waren 5.681.093 Personen in den Nachbarlandern Syriens und Nordafrika als syrische Flichtlinge
registriert (UNHCR 11.3.2019). 2018 sind laut UNHCR insgesamt etwa 56.000 Fltichtlinge nach Syrien zurtick gekehrt
(UNHCR 18.3.2019).

Weder IDPs noch Fluchtlinge sind notwendigerweise in ihre Heimatgebiete zurtickgekehrt (UNHCR 18.3.2019).

Wenn eine Person in ihre Heimat zuriickkehren mochte, konnen viele unterschiedliche Faktoren die
Rickkehrméglichkeiten beeinflussen. Ethno-religiose, wirtschaftliche und politische Aspekte spielen ebenso eine Rolle,
wie Fragen des Wiederaufbaus und die Haltung der Regierung gegenlber Gemeinden, die der Opposition zugeneigt
sind (FIS 14.12.2018). Uber die Zustinde, in welche die Fliichtlinge zuriickkehren und die Mechanismen des
Ruckkehrprozesses ist wenig bekannt. Da Prasident Assad die Kontrolle Uber gro3e Gebiete wiedererlangt, sind immer
weniger Informationen verfigbar und es herrschen weiterhin Zugangsbeschrankungen und Beschréankungen bei der
Datenerhebung fir UNHCR (EIP 6.2019). Die Behandlung von Einreisenden ist stark vom Einzelfall abhangig, und Gber
den genauen Kenntnisstand der syrischen Behérden gibt es keine gesicherten Kenntnisse (OB 7.2019).

Das Fehlen von vorhersehbarer und nachhaltiger physischer Sicherheit in Syrien ist der Hauptfaktor, der die
Rackkehrvorhaben von Flichtlingen negativ beeinflusst. Weiters werden das Fehlen einer addquaten Unterkunft oder
Wohnung oder fehlende Mdglichkeiten den Lebensunterhalt zu sichern als wesentliche Hindernisse fur die Rickkehr
genannt. Als wichtiger Grund fur eine Rickkehr wird der Wunsch nach Familienzusammenfahrung genannt (UNHCR
7.2018). Ruckkehriberlegungen von syrischen Mannern werden auch von ihrem Wehrdienststatus beeinflusst
(DIS/DRC 2.2019).

Bereits im Jahr 2017 haben die libanesischen Behorden trotz des Konfliktes und begriindeter Furcht vor Verfolgung
vermehrt die Ruckkehr syrischer Flichtlinge gefordert. Eine kleine Anzahl von Flichtlingen ist im Rahmen lokaler



Abkommen nach Syrien zurtickgekehrt. Diese Ruckkehrbewegungen werden nicht von UNHCR Uberwacht. Einige
Fluchtlinge kehren aufgrund der harschen Politik der Regierung ihnen gegenuber und sich verschlechternden
Bedingungen im Libanon nach Syrien zurtck, und nicht weil sie der Meinung sind, dass Syrien sicher sei. Gemeinden
im Libanon haben Tausende von Flichtlingen in Massenausweisungen/Massenvertreibungen ohne Rechtsgrundlage
oder ordnungsgemaRes Verfahren vertrieben. Zehntausende sind weiterhin der Gefahr einer Vertreibung ausgesetzt
(HRW 17.1.2019). Viele syrische Fluchtlinge kehren aufgrund der schlechten Bedingungen im Libanon und Jordanien
nach Syrien zurick, und weil sie auBerhalb Syriens keine Zukunft fur sich sehen (IT 19.8.2018). UNHCR hat nur
vereinzelt und fur kurze Zeit Zugang zu Personen, die aus dem Libanon nach Syrien zurlickkehren, und kann auch
keine ungestdrten Interviews mit ihnen fihren (AA 13.11.2018).

Fluchtlinge, die aus dem Libanon nach Syrien zurtickkehren mdchten, missen dies bei den lokalen
Sicherheitsbehdérden melden und diese leiten den Antrag an die syrischen Behdrden weiter (IT 19.8.2018; vgl. Reuters
25.9.2018). Die syrischen Behorden Uberprifen die Antragsteller. Antrage auf Rickkehr kénnen von der Regierung
auch abgelehnt werden. Der Anteil der Personen, denen die Rulckkehr nicht gestattet wird, wird von den
verschiedenen Quellen mit 5% (SD 16.1.2019), 10% (Reuters 25.9.2018), bis hin zu 30% (ABC 6.10.2018) angegeben. In
vielen Fallen wird auch Binnenvertriebenen die Ruckkehr in ihre Heimatgebiete nicht erlaubt (USDOS 13.3.2019).

Grinde flr eine Ablehnung kénnen (wahrgenommene) politische Aktivitaten gegen die Regierung bzw. Verbindungen
zur Opposition oder die Nicht-Ableistung der Wehrpflicht sein (Reuters 25.9.2018; vgl. ABC 6.10.2018, SD 16.1.2019).
Personen, die von der syrischen Regierung gesucht werden, und darum die Genehmigung zur Ruckkehr nicht erhalten,
sind aufgefordert ihren Status zu ,regularisieren”, bevor sie zurlckkehren koénnen (Reuters 25.9.2018; vgl. SD
16.1.2019). In Jordanien gibt es flr diese Regularisierung jedoch bisher keine Abldufe. Im Januar 2019 fanden erstmals
organisierte Ruckkehrbewegungen einer geringen Anzahl von syrischen Fllichtlingen aus Jordanien am syrisch-
jordanischen Jaber-Nassib-Grenzibergang statt. Organisiert wurde die Rickkehr von einem zivilen Komitee, ohne
Beteiligung der jordanischen Behdrden und auch hier wurden die Namen der Antragsteller den syrischen Behdrden
zur Ruckkehrgenehmigung Gbermittelt (SD 16.1.2019).

Der Sicherheitssektor kontrolliert den Riickkehrprozess in Syrien. Die Sicherheitsdienste institutionalisieren ein System
der Selbstbeschuldigung und Informationsweitergabe (ber Dritte, um groRe Datenbanken mit Informationen utber
reale und wahrgenommene Bedrohungen aus der syrischen Bevdlkerung aufzubauen. Um intern oder aus dem
Ausland zurtickzukehren, missen Geflichtete umfangreiche Formulare ausfullen (EIP 6.2019).

Gesetz Nr. 18 von 2014 sieht eine Strafverfolgung fur illegale Ausreise in der Form von Buf3geldern oder Haftstrafen
vor. Entsprechend einem Rundschreiben wurde die Bestrafung fur illegale Ausreise jedoch aufgehoben und
Grenzbeamte sind angehalten Personen, die illegal ausgereist sind, ,bei der Einreise gut zu behandeln”. Einem
syrischen General zufolge missen Personen, die aus dem Ausland zurtickkehren mochten, in der entsprechenden
syrischen Auslandsvertretung ,Verséhnung” beantragen und unter anderem angeben wie und warum sie das Land
verlassen haben und Angaben Uber Tatigkeiten in der Zeit des Auslandsaufenthaltes etc. machen. Diese Informationen
werden an das syrische AuBenministerium weitergeleitet, wo eine Sicherheitstberprifung durchgefuhrt wird. Syrer,
die Uber die Landgrenzen einreisen, mussen dem General zufolge dort ein ,Verséhnungsformular” ausfillen (DIS
6.2019).

Syrer bendtigen in unterschiedlichen Lebensbereichen eine Sicherheitsfreigabe von den Behoérden, so z.B. auch fir die
Eroffnung eines Geschaftes, eine Eheschliefung und Organisation einer Hochzeitsfeier, um den Wohnsitz zu wechseln,
fir Wiederaufbautatigkeiten oder auch um eine Immobilie zu kaufen (FIS 14.12.2018; vgl. EIP 6.2019). Die
Sicherheitsfreigabe kann auch Informationen enthalten, z.B. wo eine Person seit dem Verlassen des konkreten
Gebietes aufhaltig war. Der Genehmigungsprozess kdnnte sich einfacher gestalten fur eine Person, die in Damaskus
aufhaltig war, wohingegen der Aufenthalt einer Person in Orten wie Deir ez-Zour zusatzliche Uberpriifungen nach sich
ziehen kann. Eine Person wird fur die Sicherheitserklarung nach Familienmitgliedern, die von der Regierung gesucht
werden, befragt, wobei nicht nur Mitglieder der Kern- sondern auch der GroRRfamilie eine Rolle spielen (FIS 14.12.2018).

FUr Personen aus bestimmten Gebieten Syriens erlaubt die Regierung die Wohnsitzanderung aktuell nicht. Wenn es
darum geht, wer in seinen Heimatort zurlickkehren kann, kénnen einem Experten zufolge ethnisch-konfessionelle
aber auch praktische Motive eine Rolle spielen. Genannt werden zum Beispiel Sayyida Zeinab - eine schiitisch
dominierte Gegend, in welcher der Sayyida Zeinab Schrein gelegen ist - oder die christliche Stadt Ma‘lula in Damaskus-



Umland, in die Muslime nicht zurickkehren kénnen (FIS 14.12.2018). Ehemalige Bewohner von Homs missen auch
vier Jahre nach der Wiedereroberung durch die Regierung noch immer eine Sicherheitsuberpriafung bestehen, um in
ihre Wohngebiete zurtickkehren und ihre Hauser wieder aufbauen zu kénnen (TE 28.6.2018). Syrer, die nach Syrien
zurlickkehren, kénnen sich nicht an jedem Ort, der unter Regierungskontrolle steht, niederlassen. Die Begrindung
eines Wohnsitzes ist nur mit Bewilligung der Behérden méglich (OB 21.8.2019). Das syrische Innenministerium
kindigte Anfang 2019 an, keine Sicherheitserklarung mehr als Voraussetzung fur die Registrierung eines Mietvertrages
bei Gemeinden zu verlangen (SLJ 29.1.2019; vgl. OB 10.5.2019), sondern Mieten werden dort registriert und die Daten
an die Sicherheitsbehdrden weitergeleitet (OB 10.5.2019), sodass die Sicherheitsbehérden nur im Nachhinein
Einspruch erheben kénnen. Abgesehen von Damaskus wurde dies bisher nicht umgesetzt (OB 21.8.2019). AuRerhalb
von Damaskus muss die Genehmigung nach wie vor eingeholt werden. Auch hinsichtlich Damaskus wurde berichtet,
dass Syrer aus anderen Gebieten nicht erlaubt wurde, sich in Damaskus niederzulassen (OB 7.2019).

Eine Reihe von Vierteln in Damaskus bleiben teilweise oder vollstdndig geschlossen, selbst flr Zivilisten, die die
Wohnviertel nur kurz aufsuchen wollen, um nach ihren ehemaligen Hausern zu sehen (SD 19.11.2018).

[...]

Es ist wichtig, dass Ruckkehrer in ihren Herkunftsort zurtickkehren, weil sie dann auf ein soziales Netzwerk und/ oder
ihren Stamm zurlckgreifen kdnnen. Jenen, die aus dem Ausland in ein Gebiet ziehen, aus dem sie nicht stammen, fehlt
ein solches Sicherheitsnetz (MOFANL 7.2019).

Es ist schwierig Informationen Uber die Lage von Ruckkehrern in Syrien zu erhalten. Regierungsfreundliche Medien
berichten Uber die Freude der Riickkehrer, oppositionelle Medien berichten Uber Inhaftierungen und willkirliche
Totungen von Ruckkehrern. Zudem wollen viele Fltchtlinge aus Angst vor Repressionen der Regierung nicht mehr mit
Journalisten (TN 10.12.2018) oder sogar mit Verwandten sprechen, nachdem sie nach Syrien zurtckgekehrt sind (Syria
Direct 16.1.2019; vgl. TN 10.12.2018). Zur Situation von ruckkehrenden Flichtlingen aus Europa gibt es wohl auch
aufgrund deren geringen Zahl keine Angaben (OB 7.2019).

Die syrische Regierung fuhrt Listen mit Namen von Personen, die als in irgendeiner Form regierungsfeindlich
angesehen werden. Die Aufnahme in diese Listen kann aus sehr unterschiedlichen Grinden erfolgen und sogar
vollkommen willkirlich sein. Zum Beispiel kann die Behandlung einer Person an einer Kontrollstelle wie einem
Checkpoint von unterschiedlichen Faktoren abhangen, darunter die Willkir des Checkpoint-Personals oder praktische
Probleme, wie die Namensgleichheit mit einer von der Regierung gesuchten Person. Personen, die als
regierungsfeindlich angesehen werden, kénnen unterschiedliche Konsequenzen von Regierungsseite, wie Festnahme
und im Zuge dessen auch Folter, riskieren. Zu als oppositionell oder regierungsfeindlich angesehenen Personen
gehoren einigen Quellen zufolge unter anderem medizinisches Personal, insbesondere wenn die Person diese
Tatigkeit in einem von der Regierung belagerten oppositionellen Gebiet ausgefihrt hat, Aktivisten und Journalisten, die
sich mit ihrer Arbeit gegen die Regierung engagieren und diese offen kritisieren, oder Informationen oder Fotos von
Geschehnissen in Syrien wie Angriffe der Regierung verbreitet haben sowie allgemein Personen, die offene Kritik an
der Regierung Uben. Einer Quelle zufolge kann es sein, dass die Regierung eine Person, deren Vergehen als nicht so
schwerwiegend gesehen wird, nicht sofort, sondern erst nach einer gewissen Zeit festnimmt (FIS 14.12.2018).

Ein weiterer Faktor, der die Behandlung an einem Checkpoint beeinflussen kann, ist das Herkunftsgebiet oder der
Wohnort einer Person. In einem Ort, der von der Opposition kontrolliert wird oder wurde, zu wohnen oder von dort zu
stammen kann den Verdacht des Kontrollpersonals wecken (FIS 14.12.2018).

Es wird regelmaRig von Verhaftungen von und Anklagen gegen Ruckkehrer gemald der Anti-Terror-Gesetzgebung
berichtet, wenn diesen Regimegegnerschaft unterstellt wird. Diese Berichte erscheinen laut deutschem Auswartigem
Amt glaubwurdig, kdnnen im Einzelfall aber nicht verifiziert werden (AA 13.11.2018).

Es muss davon ausgegangen werden, dass syrische Sicherheitsdienste in der Lage sind, exilpolitische Tatigkeiten
auszuspahen und darliber zu berichten (AA 13.11.2018; vgl. OB 7.2019). Es gibt Berichte, dass syrische
Sicherheitsdienste mit Drohungen gegenlber noch in Syrien lebenden Familienmitgliedern Druck auf in Deutschland
lebende Verwandte austben (AA 13.11.2018). Die syrische Regierung hat Interesse an politischen Aktivitaten von
Syrern im Ausland. Eine Gefahrdung eines Ruckkehrers im Falle von exilpolitischer Aktivitat hangt jedoch von den
Aktivitaten selbst, dem Profil der Person und von zahlreichen anderen Faktoren, wie dem familidaren Hintergrund und
den Ressourcen ab, die der Regierung zur Verfligung stehen (BFA 8.2017). Der Sicherheitssektor niitzt den Ruckkehr-



und Verséhnungsprozess, um, wie in der Vergangenheit, lokale Informanten zur Informationsgewinnung und Kontrolle
der Bevolkerung zu institutionalisieren. Die Regierung weitet ihre Informationssammlung Gber alle Personen, die nach
Syrien zurtickkehren oder die dort verblieben sind, aus. Historisch wurden Informationen dieser Art benutzt, um
Personen, die aus jedwedem Grund als Bedrohung fur die Regierung gesehen werden, zu erpressen oder zu verhaften
(EIP 6.2019).

Es gibt Berichte Uber Menschenrechtsverletzungen gegenlber Personen, die nach Syrien zurickgekehrt waren (IT
17.3.2018). Hunderte syrische Fluchtlinge wurden nach ihrer Rickkehr verhaftet und verhort - inklusive Geflichteten,
die aus dem Ausland nach Syrien zurtickkehrten, IDPs aus Gebieten, die von der Opposition kontrolliert wurden, und
Personen, die in durch die Regierung wiedereroberten Gebieten ein Verséhnungsabkommen mit der Regierung
geschlossen haben. Sie wurden gezwungen Aussagen uber Familienmitglieder zu machen und in manchen Fallen
wurden sie gefoltert (TWP 2.6.2019; vgl. EIP 6.2019).

Daten der Vereinten Nationen weisen darauf hin, dass 14% von mehr als 17.000 befragten IDP- und
Fluchtlingshaushalten, die im Jahr 2018 zurtickgekehrt sind, wahrend ihrer Riuckkehr angehalten oder verhaftet
wurden, 4% davon fur tGber 24 Stunden. In der Gruppe der (ins Ausland) Geflichteten wurden 19% verhaftet. Diese

Zahlen beziehen sich spezifisch auf den Heimweg und nicht auf die Zeit nach der Ruckkehr (EIP 6.2019).

Syrische Fluchtlinge bendtigen fir die Heimreise Ublicherweise die Zustimmung der Regierung und die Bereitschaft
vollstandige Angaben Uber ihr Verhaltnis zur Opposition zu machen. In vielen Fallen halt die Regierung die im Rahmen
der ,Vers6hnungsabkommen” vereinbarten Garantien nicht ein, und Rickkehrer sind Beldstigungen oder
Erpressungen durch die Sicherheitsbehérden oder auch Inhaftierung und Folter ausgesetzt, mit dem Ziel
Informationen Uber die Aktivitaten der Flichtlinge im Ausland zu erhalten (TWP 2.6.2019).

Laut UNHCR ist unter den in Syrien herrschenden Bedingungen eine freiwillige Ruckkehr in Sicherheit und Wurde
derzeit nicht méglich und UNHCR fordert oder unterstitzt die Ruckkehr von Flichtlingen nach Syrien weiterhin nicht
(UNHCR 18.3.2019)."

2. Beweiswurdigung:
2.1. Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat:

Die Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat stlitzen sich auf die zitierten Quellen, insbesondere dem
Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 13.05.2019, aktualisiert am 17.10.2019, das schon dem
angefochtenen Bescheid zugrunde lag. Da diese aktuellen Landerberichte auf einer Vielzahl verschiedener,
voneinander unabhangiger Quellen von regierungsoffiziellen und nicht-regierungsoffiziellen Stellen beruhen und
dennoch ein in den Kernaussagen Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widerspriche darbieten, besteht
im vorliegenden Fall fur das Bundesverwaltungsgericht kein Anlass, an der Richtigkeit der getroffenen
Landerfeststellungen zu zweifeln. Insoweit den Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat Berichte alteren Datums
zugrunde liegen, ist auszufihren, dass sich seither die darin angefiihrten Umstédnde unter Berlcksichtigung der dem
Bundesverwaltungsgericht von Amts wegen vorliegenden Berichte aktuelleren Datums fir die Beurteilung der
gegenwartigen Situation nicht wesentlich geandert haben.

2.2. Zu den Feststellungen zur Person des Beschwerdeflhrers und zu seinem Fluchtvorbringen:

Die Feststellungen zur Identitat des Beschwerdeflhrers, seiner Staatsangehdrigkeit, Volksgruppenzugehdrigkeit, seiner
Religionsangehorigkeit zu seinen in Syrien und in der Turkei befindlichen Familienangehérigen grinden sich auf die
diesbeziglich glaubhaften Angaben des Beschwerdeflhrers sowie auf die von ihm im Verfahren vorgelegten
Dokumente (Kopien des syrischen Reisepasses und Personalausweises [AS 95], des Familienregisterauszuges und der
Heiratsurkunde [AS 175 - 177] sowie des Militarbuches [AS 137 - 143]).

Die Feststellungen zur Fluchtroute griinden sich auf die diesbeziglich glaubhaften Angaben des Beschwerdefihrers.
Das Datum der Antragstellung und die Ausfihrungen zum Verfahrensverlauf ergeben sich aus dem Akteninhalt.
Die Feststellung zur strafgerichtlichen Unbescholtenheit ergibt sich aus einem im Akt befindlichen Strafregisterauszug.

Die Feststellung, dass dem Beschwerdeflhrer mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit im Falle einer Ruckkehr nach
Syrien die Einziehung zum Dienst bei der syrischen Armee droht, stutzt sich mal3geblich auf die Landerfeststellungen.
Wie sich aus diesen Berichten namlich ergibt, hat die syrische Regierung Schwierigkeiten neue Rekruten auszuheben.



Ferner kann es wahrend des Militardienstes zur zwangsweisen Mitwirkung an schweren Menschenrechtsverletzungen
und bei deren Verweigerung zu einer Verhaftung und Bestrafung von asylrelevanter Intensitat kommen. Aufgrund der
besonderen Situation in Syrien ist die Schwelle dafur, von Seiten des syrischen Regimes als ,oppositionell” betrachtet
zu werden, relativ niedrig und es werden vor allem Wehrpflichtige einer oppositionellen Gesinnung bzw. einer
Regimegegnerschaft verdachtigt, die wahrend des staatlichen Ausnahmezustandes ihre Heimat (zwischenzeitlich)
verlassen haben.

Der Ansicht der belangten Behdérde, wonach keine Bedrohung durch das syrische Regime bestehe, da der
Beschwerdefuhrer keinen Einberufungsbefehl erhalten und Syrien nur aufgrund wirtschaftlicher bzw. familiarer
Grunde in Richtung Turkei verlassen habe, ist vor dem Hintergrund der aktuellen Landerfeststellungen zu seinem
Herkunftsstaat nicht zu folgen.

Vor allem ist in diesem Zusammenhang auch darauf hinzuweisen, dass es fur eine Bedrohung oder Verfolgung durch
das syrische Regime nicht (unbedingt) darauf ankommt, ob eine Einberufung zum Militardienst vor der Ausreise
bereits erfolgt ist, ob eine behdrdliche Suche (wegen des Militardienstes) bereits (vor der Ausreise) stattgefunden hat
oder ob die Ausreise legal erfolgen konnte, sondern vielmehr darauf, mit welcher Wahrscheinlichkeit von einem
Einsatz beim Militar (im Falle einer nunmehrigen Rickkehr/Wiedereinreise in den Herkunftsstaat) auszugehen ist, was
anhand der Situation (hinsichtlich der Einberufung zum Militardienst) im Herkunftsstaat und anhand des Profils der
betroffenen Person zu beurteilen ist. Aus den - diesbezlglich unwidersprochen gebliebenen - Feststellungen zu den
Voraussetzungen/Kriterien einer Wehrdiensteinberufung in Syrien (diesen Feststellungen zufolge besteht in Syrien ein
verpflichtender Wehrdienst fir mannliche Staatsbirger ab dem Alter von 18 Jahren; alle Manner zwischen 18 und 40
Jahren kommen fur den Militdrdienst in Frage; es kommt aufgrund der angespannten Situation in Syrien und der
Schwierigkeiten flr die syrische Regierung, neue Rekruten auszuheben, auch zur Aufhebung von
Militardienstaufschiiben) und dem personlichen Profil des Beschwerdefuhrers (als junger und gesunder Staatsbirger
im wehrpflichtigen Alter, der den Wehrdienst noch nicht abgeleistet hat) ergibt sich, dass eine Person mit diesen
formellen Voraussetzungen in Syrien angesichts des dortigen innerstaatlichen Konfliktes und des Mangels an Soldaten,
die sich zum Dienst melden, mit erheblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen muss, zum Militérdienst eingezogen zu
werden.

Weiters ist es bereits notorisch, dass es im Burgerkrieg in Syrien zu durch staatliche Stellen zu verantwortende
Menschenrechtsverletzungen kommt. Mitglieder aller Konfliktparteien in Syrien haben schwere Verletzungen im
Bereich Menschenrechte und humanitares Recht begangen.

Durch seinen Auslandsaufenthalt entzieht sich der Beschwerdeflhrer jedoch dem Militardienst und er ware daher im
Fall einer Rickkehr der Gefahr der Verhaftung und Bestrafung bis hin zu Misshandlungen und Folter ausgesetzt. Es
kann daher angenommen werden, dass in der Wehrdienstentziehung eine regimekritische Haltung des
BeschwerdefiUhrers erblickt wird.

Die Ruckkehrbeflrchtungen des Beschwerdeflhrers stellen sich daher - vor dem Hintergrund der dem
gegenstandlichen Verfahren zugrunde gelegten Landerfeststellungen -als plausibel dar.

Eine ndhere Auseinandersetzung mit seinem weiteren Fluchtvorbringen kann letztlich unterbleiben, da die eben
aufgezeigte Gefdhrdung fur sich alleine ausreichend ist, die FlUchtlingseigenschaft des Beschwerdeflhrers zu
begriinden.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemaR &8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine derartige Regelung wird in den einschlagigen
Materiengesetzen (BFA-VG, AsylG 2005) nicht getroffen und es liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Gemald § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.

Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG kann - soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist - das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
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Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 EMRK noch Art. 47 GRC entgegenstehen.

Im vorliegenden Beschwerdefall ergibt sich, dass aus dem Akteninhalt des Verwaltungsaktes in Verbindung mit der
Beschwerde der mal3gebliche Sachverhalt als geklart anzusehen ist. Auch die gebotene Aktualitat ist unverandert
gegeben, zumal die dem Bescheid zugrunde gelegten Landerfeststellungen, unverdndert die zur Beurteilung des
konkreten Falles notwendige Aktualitat aufweisen.

Zu A)

GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemall 88 4, 4a oder 5 zurlckzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer
Fluchtlingskonvention droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in& 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der
Statusrichtlinie verweist).

Fluchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist, wer sich aus der begriindeten Furcht vor Verfolgung wegen der Rasse,
Religion, Nationalitit, Zugehérigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Uberzeugung,
auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich
des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich aul3erhalb des Landes seines gewdhnlichen
Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land

zurlckzukehren.

Zentraler Aspekt dieses Fluchtlingsbegriffs ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Eine wohlbegriindete Furcht
vor Verfolgung liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter Bericksichtigung der
Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in
einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation
aus Konventionsgriinden furchten wirde (vgl. VwGH 09.03.1999, 98/01/0370). Verlangt wird eine ,Verfolgungsgefahr,
wobei unter Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensitat in die vom Staat zu schiitzende Sphare des Einzelnen zu
verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw.
der Ruckkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in
der Genfer Fluchtlingskonvention genannten Grinden haben und muss ihrerseits Ursache daflir sein, dass sich die
betreffende Person auBerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die
Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewohnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein.
Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in Bezug auf die
bestehende Verfolgungsgefahr (vgl. VwWGH 27.01.2000, 99/20/0519). Nach der standigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VWGH 28.03.1995, 95/19/0041; 26.02.2002, 99/20/0509 mwN; 17.09.2003, 2001/20/0177)
ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Grinden der
GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit
Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - wiirden
sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant waren. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann
zur Asylgewahrung flhren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der
Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (vgl. VwGH vom 22.03.2003, 99/01/0256 mwN).

Nach der Rechtsprechung des VwGH ist der Begriff der ,Glaubhaftmachung” im AVG oder in den
Verwaltungsvorschriften iSd ZPO zu verstehen. Es genlgt daher diesfalls, wenn der [Beschwerdeflhrer] die Behérde
von der (Uberwiegenden) Wahrscheinlichkeit des Vorliegens der zu bescheinigenden Tatsachen Uberzeugt. Diesen trifft
die Obliegenheit zu einer erhéhten Mitwirkung, dh er hat zu diesem Zweck initiativ alles vorzubringen, was fir seine
Behauptung spricht (Hengstschlager/Leeb, AVG & 45 Rz 3 mit Judikaturhinweisen). Die ,Glaubhaftmachung”
wohlbegrindeter Furcht setzt positiv getroffene Feststellungen seitens der Behdrde und somit die Glaubwiirdigkeit der
Jhierzu geeigneten Beweismittel”, insbesondere des diesen Feststellungen zugrundeliegenden Vorbringens des
Asylwerbers voraus (vgl. VWGH 19.03.1997, 95/01/0466). Die Frage, ob eine Tatsache als glaubhaft gemacht zu
betrachten ist, unterliegt der freien Beweiswurdigung der Behoérde (VWGH 27.05.1998, 97/13/0051).

Relevant kann dartber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf
diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention genannten Grinden zu
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beflrchten habe (VWGH 19.10.2000, 98/20/0233).

Der EuGH hat mit Urteil vom 26.02.2015 in der Rechtssache C-472/13, Shepherd, eine Auslegung der Bestimmungen
von Art. 9 Abs. 2 lit. e der Richtlinie 2004/83/EG dahingehend vorgenommen,

- dass sie alle Militarangehorigen einschlielich des logistischen und unterstitzenden Personals erfassen,

[...]

- dass die Verweigerung des Militdrdienstes das einzige Mittel darstellen muss, das es dem die Zuerkennung der
Fluchtlingseigenschaft begehrenden Antragsteller erlaubt, der Beteiligung an den behaupteten Kriegsverbrechen zu
entgehen, so dass der Umstand, dass er kein Verfahren zur Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer angestrengt hat,
jeden Schutz nach Art. 9 Abs. 2 Buchst. e der Richtlinie 2004/83 ausschliel3t, sofern der Antragsteller nicht beweist,
dass ihm in seiner konkreten Situation kein derartiges Verfahren zur Verfigung stand.

Die dargestellte Judikatur des EuGH erging zwar zur Status-RL 2004/83/EG, welche mittlerweile durch die Status-RL
2011/95/EU neu gefasst wurde, jedoch blieb Art. 9 Abs. 2 lit. e dadurch inhaltlich unverandert.

Es ist dem Beschwerdefihrer gelungen, eine drohende Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK glaubhaft zu machen:

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann auch die Gefahr einer wegen ,Wehrdienstverweigerung”
(allen Wehrdienstverweigerern bzw. Deserteuren im Herkunftsstaat gleichermal3en) drohenden Bestrafung dann zur
Asylgewahrung fuhren, wenn das Verhalten des Betroffenen im Einzelfall auf politischen oder religiosen
Uberzeugungen beruht und den Sanktionen - wie etwa bei der Anwendung von Folter - jede VerhéaltnisméaRigkeit fehlt.
Ist Letzteres der Fall, so kann dies aber auch auf der - generellen - Unterstellung einer oppositionellen Gesinnung
beruhen, womit unabhangig von einer der Wehrdienstverweigerung bzw. Desertion im konkreten Fall wirklich
zugrundeliegenden religidsen oder politischen Uberzeugung der erforderliche Zusammenhang zu einem
Konventionsgrund gegeben ware (vgl. VWGH 14.12.2004, 2001/20/0692).

Dient die Geltung verscharfter Strafdrohungen bei Wehrdienstverweigerung im Wesentlichen dazu, dass Einberufene
erhéhtem Druck zur Teilnahme an Handlungen ausgesetzt sind, die sich gegen die Ziele und Prinzipien der Vereinten
Nationen richten (vgl. Art. 1 Abschnitt F GFK), so erflllt dies unter der weiteren Voraussetzung, dass einem
Wehrdienstverweigerer zumindest eine gegen den Staat gerichtete politische Gesinnung unterstellt wird, die
Anforderungen der auf dem genannten Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 29. Juni 1994, VwSlg. 14089
A/1994 (verst. Senat), basierenden Rechtsprechung an die Zuerkennung von Asyl.

Aus den Landerfeststellungen geht hervor, dass vollig unverhéaltnismaRige Bestrafungsmalinahmen und Sanktionen
bei Wehrdienstverweigerung und bei Verweigerung von Befehlen im Bereich des Militdrdienstes bzw. des
Militareinsatzes (etwa Hinrichtung von Soldaten, die sich weigern, auf Zivilisten und Protestierende, darunter Frauen
und Kinder, zu schielRen) erfolgen. Davon ist der Beschwerdefihrer, dem maRgeblich wahrscheinlich der
Wehrdiensteinsatz bei der syrischen Armee droht und der einen solchen Einsatz verweigert bzw. ablehnt (Niederschrift
der Einvernahme am 04.08.2020 AS 125: ,Ich wollte nicht gegen die anderen Leute kampfen.”), maRgeblich
wahrscheinlich betroffen. Unter den besonderen Verhéltnissen in Syrien kann die Anwendung dieser vollig
unverhaltnismalligen Bestrafungsmalinahmen und Sanktionen seitens der syrischen Regierung nicht anders als
dahingehend beurteilt werden, als dass sie auf der generellen Unterstellung einer oppositionellen Gesinnung der
Betroffenen beruht. Damit liegt im Hinblick auf die dem Beschwerdefiihrer drohende Bestrafung wegen
Wehrdienstverweigerung” als drohender Eingriff von erheblicher Intensitdt eine asylrelevante Verfolgung vor, weil die
Bestrafung in Zusammenhang mit einem Konventionsgrund, namlich mit dem der ,politischen Gesinnung”, steht.

Es haben sich im vorliegenden Fall daher ausreichende Anhaltspunkte dafir ergeben, dass dem Beschwerdefihrer im
Herkunftsstaat eine asylrelevante Verfolgung droht. Diese Verfolgung geht von der syrischen Regierung aus und droht
dem Beschwerdeflhrer hauptsachlich aufgrund seiner Wehrdienstverweigerung. DarUber hinaus kann nicht
ausgeschlossen werden, dass dem Beschwerdeflihrer im Rahmen einer Sanktionierung seines Verhaltens nicht bloR
die Abhandlung eines rechtstaatlichen Verfahrens droht, sondern er vielmehr mit willkirlicher Bestrafung bis hin zu
seiner extralegalen Tétung zu rechnen hat. Die hinreichende Intensitat solcher Verfolgungshandlungen bedarf
aufgrund der derzeitigen Situation mit einer Vielzahl schwerer Menschenrechtsverletzungen keiner weiteren
Begrindung. Es liegt somit eine individuelle Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK vor (vgl. auch EuGH 19.11.2020,
C-238/19).
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Bei der vorliegenden Konstellation kann im gegenstandlichen Fall auch nicht mit der erforderlichen maRgeblichen
Wahrscheinlichkeit angenommen werden, dass der Beschwerdefiihrer Uber die Méglichkeit verfigen warde, sich in
Syrien in einer anderen Region niederzulassen. Eine abschlieBende Prifung der innerstaatlichen Fluchtalternative kann
jedoch insbesondere auch vor dem Hintergrund entfallen, dass die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative
im Widerspruch zum gewahrten subsididren Schutz stehen wirde, weil 8 11 AsylG 2005 die Annahme einer
innerstaatlichen Fluchtalternative nur erlaubt, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates die
Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nicht gegeben sind (vgl. VwGH
13.11.2014, Ra 2014/18/0011 bis 0016).

Es sind auch im Zuge des Verfahrens keine Hinweise hervorgekommen, wonach einer der in Art. 1 Abschnitt C oder F

der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlusstatbestande eingetreten sein kénnte.

Der Beschwerdeflihrer konnte somit glaubhaft machen, dass ihm im Herkunftsstaat insbesondere aufgrund seiner

(zumindest unterstellten) politischen Gesinnung Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht.

Gemal 8 3 Abs. 5 AsylG 2005 ist die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder aufgrund eines
Antrages auf internationalen Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der Feststellung zu verbinden,

dass diesem Fremden damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt.

Der Beschwerde ist daher gemaR § 28 Abs. 2 VWGVG iVm 8 3 Abs. 1 AsylG 2005 stattzugeben und festzustellen, dass

dem Beschwerdeflhrer kraft Gesetzes die Fllichtlingseigenschaft zukommt.

Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass der gegenstandliche Antrag auf internationalen Schutz am
21.05.2020 gestellt wurde, wodurch insbesondere die 88 2 Abs. 1 Z 15 und 3 Abs. 4 AsylG 2005 idF des Bundesgesetzes
BGBI. | 24/2016 ("Asyl auf Zeit") gemal’ § 75 Abs. 24 leg. cit. im konkreten Fall bereits Anwendung finden.

Gemal § 3 Abs. 4 AsylG 2005 kommt einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, eine auf
drei Jahre befristete Aufenthaltsberechtigung zu. Diese Aufenthaltsberechtigung verlangert sich kraft Gesetzes nach
Ablauf dieser Zeit auf eine unbefristete Gultigkeitsdauer, sofern die Voraussetzungen fir eine Einleitung eines
Aberkennungsverfahrens nicht vorliegen oder ein Aberkennungsverfahren eingestellt wird. Dementsprechend verflgt

der Beschwerdefuhrer nun Uber eine auf drei Jahre befristete Aufenthaltsberechtigung.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemdalR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung, des
Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stiitzen. Die maf3gebliche Rechtsprechung wurde bei
den Erwagungen zu den einzelnen Spruchpunkten zu Spruchteil A wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen
Beurteilung angefiihrte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach
Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr
geltenden Rechtslage unverandert Ubertragbar.
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